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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen, betrifft die Planung zur 
Außenbereichssatzung – Kehrsen. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Zu Absatz 1: 
Innerhalb des Zaunes befindet sich keine Waldfläche. Die Bezeichnung 
SO 1 Campingplatz mit Waldcharakter wird zur Vermeidung von 
Missverständnissen korrigiert und somit als SO 1 Campingplatz 
festgesetzt.  
 
Zu Absatz: 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
 
Zu Absatz 3: 
Siehe Seite 3, Absatz 1: 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Die Absätze 1 und 2 werden zur Kenntnis genommen und wie folgt 
berücksichtigt: 
 
Zu Absatz 1: 
Innerhalb des reduzierten Waldabstandes ist das Aufstellen von Zelten 
und sonstigen beweglichen Unterkünften unzulässig, der Text-Teil B und 
die Begründung werden entsprechend ergänzt. 
 
Zu Absatz 2: 
Die überbaubare Grundstücksfläche im Waldabstand wird gestrichen. 
Für das Sanitärgebäude gilt die Regelung des Bestandsschutzes, das 
Gebäude wird als künftig fortfallend gekennzeichnet. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, die 
Position 3.5 in der Begründung wird ergänzt. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Punkte 1 bis 4 werden zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen zu den Punkten 1 bis 8 werden zur Kenntnis 
genommen und berücksichtigt. 
Es ist aber nur eine Kompensation von 1.280 m² erforderlich. Nach dem 
Runderlass kann der Ausgleichsflächenbedarf ermäßigt werden um  
75 % der Flächen (Bau-/Eingriffs-) der Grundstücke, die naturnah zu 
gestalten sind. Die Ermäßigung sollte jedoch nicht mehr als die Hälfte 
des ermittelten Flächenbedarfs betragen. Insofern sind hier maximal  
640 m² anrechenbar. Die restlichen 640 m² werden extern, auf dem 
anerkannten Ökokonto „Rosengarten“, AZ 340-28/31.0468 (südlich der 
BAB 24, östlich der Raststätte Gudow) erbracht. 
 
Es wird festgesetzt, dass die zur Einfriedung erlaubten Hecken 
grundsätzlich aus standortheimischen Gehölzen (z. B. Hainbuche) zu 
erstellen sind. 
 
Auf Seite 10 der Begründung, Absatz 3.4 wird der letzte, nicht 
vollständige Satz, gestrichen. 
 
Vier Steganlagen sind nicht in der Planung vorgesehen und es sind 
keine neuen Steganlagen geplant, es ist nur eine Sammelsteganlage 
vorgesehen. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
Aussagen des Schallschutzgutachters: 
Mit Berücksichtigung des Abstandes des Campingplatzes von > 50 m 
zur L 205, der Schalldämpfung durch den Baumbewuchs und der 
Tatsache, dass im westlichen Bereich des Plangebietes gegenüber dem 
Bestand keine Erweiterungen vorgesehen sind und durch Beachtung 
des Waldabstandes die Campingplatznutzung um 20 m weiter nach 
Süden und Osten zurückgenommen wird, erscheint aus fachlicher Sicht 
eine Notwendigkeit für ein Verkehrslärmgutachten nicht notwendig. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen erden zur Kenntnis genommen und wie folgt 
berücksichtigt: 
Es wird eine Festsetzung zur Verwendung von Lichtquellen ergänzt.  
Im Text –Teil B wird festgesetzt, dass hinsichtlich von geplanten 
Beleuchtungsmaßnahmen als Beleuchtungsmaterial grundsätzlich 
monochromatischer Lichtquellen zu verwenden sind. Dabei sind 
Natrium-Niederdrucklampen mit gelber Strahlung im Bereich von ca. 
580 nm und gedämpftes Licht zu verwenden. Die Leuchten sind nur mit 
einem nach unten gerichtete Abstrahlkegel zulässig. LED-Technik ist 
zulässig. 
 
Die letzten zwei Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und 
berücksichtigt. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fachdienst Wasserwirtschaft 
 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Die Begründung wird entsprechend der Angaben des FD 
Wasserwirtschaft ergänzt. 
Es erfolgt eine Festsetzung dahingehend, dass eine Versickerung nur 
über die belebte Bodenzone zulässig ist. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Fachdienst Naturschutz 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Zu 1.: 
Die entsprechenden Passagen werden angepasst. 
 
Zu 2.: 
Eine Verlagerung des Uferweges ist nicht mehr vorgesehen. 
Die anzupflanzenden Bäume nördlich des vorhandenen Uferweges 
werden aus der Planung genommen. 
 
Zu 3.: 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Abs. 1: in SO 1 sind Standplätze zum Aufstellen von Zelten und 
Wohnwagen in den im Plan dargestellten Bereichen zulässig. Weitere 
Anlagen und Einrichtungen werden ausgeschlossen. 
 
Abs. 2:  
Innerhalb des reduzierten Waldabstandes ist das Aufstellen von Zelten 
und sonstigen beweglichen Unterkünften unzulässig, der Text-Teil B 
wird entsprechend ergänzt. 
Die überbaubare Grundstücksfläche im Waldabstand wird gestrichen. 
Für das Sanitärgebäude gilt die Regelung des Bestandsschutzes, das 
Gebäude wird als künftig fortfallend gekennzeichnet. 
 
Abs. 3: 
Die Angaben werden berücksichtigt, die textliche Festsetzung unter Ziff. 
3.3 wird geändert bzw. entsprechend ergänzt. Auf Seite 10 der 
Begründung, Absatz 3.4 wird der letzte, nicht vollständige Satz, 
gestrichen. 
 
Zu 4.: 
Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Zu 4.: 
Abs. 2: 
Der Vertrag wird entsprechend abgeschlossen, in allen Vorgesprächen 
wurde über eine Frist von 10 Jahren gesprochen. 
 
Abs. 3 bis 5: 
Wird berücksichtigt. 
Die textliche Festsetzung wird entsprechend konkretisiert. 
 
Abs. 6: 
Neue Einzelbootsliegeplätze sind nicht vorgesehen, vorhandene 
Anlagen werden innerhalb der nächsten 10 Jahre nach 
Vertragsabschluss zurückgebaut. 
 
Zu 5.: 
Abs. 1: 
Es ist eine Kompensation von insgesamt 1.280 m² erforderlich, davon 
werden 640 m² (50 %) auf dem Campingplatz erbracht. Die restlichen 
Kompensationsmaßnahmen in einem Umfang von 640 m² werden 
extern, auf dem anerkannten Ökokonto „Rosengarten“, AZ 340-
28/31.0468 (südlich der BAB 24, östlich der Raststätte Gudow) erbracht. 
 
Abs. 2: 
Wird berücksichtigt. Die Festsetzungen werden entsprechend 
angepasst. 
Zu 6.: 
Wird berücksichtigt. Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Zu 7.: 
Wird berücksichtigt. 
Zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens war gemäß LNatSchG die 
Frist für Eingriffe in Gehölze auf den 01.10. bis 14.03. festgesetzt. Da 
dies durch die Änderung des LNatSchG geändert wurde, wird der 
Einwendung gefolgt. Eingriffe in Gehölze sind gemäß §39(5) BNatSchG 
vom 01.03. bis 30.09. unzulässig.  
Der Abriss eines Schuppens ist gegenteilig zur Angabe im Gutachten 
nicht vorgesehen. 
 
- Artenschutzrechtlich werden Maßnahmen nicht für erforderlich 
angesehen. Brutvögel sind im Winter nicht relevant (keine 
Fortpflanzungszeit), Fledermäuse sind im Winter im Winterquartier. 
 
Zu 8.: 
Ein entsprechender Vertrag wurde vorbereitet und vor 
Satzungsbeschluss abgeschlossen. 
 
Zu 9.: 
Gemäß des aktuellen Monitorings (HEINZEL & GETTNER / GFN mbH 
(2016): Monitoring der Qualitätskomponente Makrophyten Phytobenthos 
2015) ist der Erhaltungszustand des Gudower Sees „mittel bis schlecht“ 
(C). Dies ergibt sich aus der Makrophytenbesiedlung, die v.a. durch die 
Nährstoffsituation beeinflusst wird. Ursache für die 
Makrophytenverödung ist gemäß Monitoringbericht die 
Nährstoffbelastung des Gewässers. Der Haupteintrag der Nährstoffe 
erfolgt vermutlich über das weitere Einzugsgebiet (Stichelsbach). Nicht 
ausgeschlossen werden kann auch eine Beeinträchtigung der 
Makrophyten durch Huminstoffe aus einem im Einzugsgebiet liegenden,  
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entwässerten Feuchtwaldbereich mit Moorböden. 
Beeinträchtigungen durch Campingplatz und Erholungsnutzung wurden 
mit B bewertet und sind nicht der Grund für den schlechten 
Erhaltungszustand. Wesentlich für die Erreichung eines guten 
Erhaltungszustands ist die Reduzierung von Nähstoffeinträgen aus dem 
Einzugsgebiet. Zusätzliche Nährstoffeinträge durch den Campingplatz 
sind durch die Planung nicht zu erwarten. Durch die Aufgabe von 
Stellplätzen im Uferbereich erfolgt hingegen eine Verbesserung für den 
Gudower See.  
Die Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung wird daher nicht für 
erforderlich gehalten. 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
 
Zu 10.: 
Die Begründung unter Ziffer 4.10.2 wird entsprechend ergänzt. 
Laut Stellungnahme der unteren Forstbehörde vom 09.03.2017 ist der 
Campingplatz zum Wald hin mit einem Zaun, entsprechend der 
Darstellung im B-Plan, abgegrenzt. Innerhalb des Zaunes befindet sich 
keine Waldfläche. Die Bezeichnung SO 1 mit Waldcharakter ist zur 
Vermeidung von Missverständnissen zu korrigieren, dem wird gefolgt. 
 
Zu 11.: 
Wird berücksichtigt. 
Die Regelungen der DIN 18920 werden beachtet. 
 
Zu 12.: 
Die ganzjährige Nutzung des Seeuferwanderweges kann nicht erfolgen. 
 
Zu 13.: 
Es bleibt bei der vorgesehenen Festsetzung, da bereits durch forstliche 
und landschaftsschützende Maßnahmen die Nutzung des 
Campingplatzes erheblich eingeschränkt wird, kann eine weitere 
Reduzierung nicht hingenommen werden. 
 
Zu 14.: 
Wird berücksichtigt. 
Es erfolgte eine erneute Überprüfung und eine nachrichtliche 
Darstellung im Bebauungsplan. 
 
 
 

 



18 
 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Absatz 1: 
Eine räumliche Zuordnung kann nicht erfolgen, da bereits durch 
forstliche und landschaftsschützende Maßnahmen die Nutzung des 
Campingplatzes erheblich eingeschränkt wird.  
Eine räumliche Zuordnung würde den Betrieb des Platzes erheblich 
belasten, deshalb wird darauf verzichtet. 
 
Absatz 2.: 
Innerhalb des Waldabstandes bleibt die Festsetzung Sondergebiet 
bestehen, durch textliche Festsetzungen wird die Nutzung der Flächen 
beschränkt. 
Der Text wird wie folgt ergänzt: 
Innerhalb des reduzierten Waldabstandes ist das Aufstellen von Zelten 
und sonstigen beweglichen Unterkünften unzulässig, der Text-Teil B 
wird entsprechend ergänzt. 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche im Waldabstand wird gestrichen. 
Für das Sanitärgebäude gilt die Regelung des Bestandsschutzes, das 
Gebäude wird als künftig fortfallend gekennzeichnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


